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@D EINLEITUNG: WARUM EIN EU-TOOLKIT FUR

SOZIALE RECHTE IN IHREM LAND?

In einem sich rasch wandelnden Europa — gepragt
von den Nachwirkungen der COVID19-Pande-
mie, anhaltenden geopolitischen Spannungen,
migrationspolitischen Herausforderungen, dem
demografischen Wandel mit Auswirkungen auf
Sozial- und Rentensysteme sowie dkologischen,
industriellen und digitalen Transformationen -
setzt sich die Europaische Union weiterhin fur
Chancengleichheit fur alle ein.

Das wichtigste Instrument zur Steuerung fairer
und angemessener Beschaftigungs- und Sozial-
politik auf EU- und nationaler Ebene ist die Eu-
ropaische Sidule Sozialer Rechte (ESSR). Mit ihren
20 Grundsatzen gibt sie einen Orientierungsrah-
men fuir hohe Standards in den Bereichen Be-
schaftigung, Sozialschutz, Inklusion sowie Bildung
und Ausbildung vor.

Gewerkschaften kdnnen und sollten die ESSR nutzen, um
Sozialpartner und politische Entscheidungstrager dazu
anzuhalten, Arbeitsbedingungen und Sozialschutz zu ver-

bessern — nicht nur auf EU-Ebene, sondern auch auf na-
tionaler Ebene.

DIE EUROPAISCHE SAULE SOZIALER
RECHTE: EIN INSTRUMENT FUR SOZIALE
RECHTE

Die ESSR wurde 2017 durch eine gemeinsame
Proklamation der Europdischen Kommission, des
Europaischen Parlaments und des Rates der EU
angenommen und 2021 durch einen umsetzungso-
rientierten Aktionsplan erganzt. Sie ist in drei Be-
reiche mitinsgesamt 20 Grundsatzen gegliedert.

Obwohl die Grundsatze rechtlich nicht bindend
sind und keine individuell einklagbaren Rechte
begrinden, dienen sie als wichtiger Orientie-
rungsrahmen, um sicherzustellen, dass niemand
zurlckgelassen wird, das Wohlbefinden gefdrdert
wird und Menschen im Kontext einer nachhaltigen
und inklusiven wirtschaftlichen Entwicklung ge-
schutzt werden.

Die vollstandige Liste der Grundsatze ist im Anhang
I: die Grundsidtze der Europaischen Saule der so-
zialen Rechte verfiigbar.

Gewerkschaften sind in ihrer Rolle als Interessenvertretun-
gen und Sozialpartner aufgerufen, gemeinsam mit Arbeitge-
bern im sozialen Dialog sowie mit politischen Entscheidun-

gstragern aktiv zur umfassenden und raschen Umsetzung
der ESSR beizutragen - auch auf nationaler Ebene.

European Pillar of Social Rights in 20 Principles - European Commission


https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/policies-and-activities/european-pillar-social-rights-building-fairer-and-more-inclusive-european-union/european-pillar-social-rights-20-principles_en?prefLang=de
https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/policies-and-activities/european-pillar-social-rights-building-fairer-and-more-inclusive-european-union/european-pillar-social-rights-20-principles_en?prefLang=de
https://op.europa.eu/webpub/empl/european-pillar-of-social-rights/de/index.html

&) UMSETZUNG DER EUROPAISCHEN SAULE

SOZIALER RECHTE

Die Europaische Union stellt Instrumente zur Ver-
fiugung, um die einzelnen Grundsatze der ESSR
wirksam umzusetzen:

1. In Bereichen, in denen die EU gemaB den Ver-
tragen Gesetzgebungskompetenz besitzt,
kann sie verbindliche Rechtsakte erlassen,
wie Richtlinien oder Verordnungen, die von
den Mitgliedstaaten umgesetzt und angewen-
det werden miussen.

2. In Bereichen, in denen die Mitgliedstaaten zu-
standig sind,

= koordiniert die EU die Wirtschafts,
Finanz, Sozial und Beschaftigungspol-
itik im Rahmen des Europaischen Se-
mesters (Soft-Law-Mechanismus, ver-
starkt durch fiskalische Uberwachung
im Rahmen des Stabilitats- und Wach-
stumspakts), und

= schafft Anreize iber EUFinanzmittel
mit sozialpolitischen Konditionali-
taten.

Gewerkschaften sollten auf beiden Ebenen aktiv werden,
um Beschaftigungs- und Sozialrechte in ihren Mitglied-

staaten zu starken.

Bereiche der EU-Kompetenz - Gesetzgebung

Im Rahmen der Zustandigkeiten, die ihr die EU-
Vertrage ubertragen, kann die EU zwei Arten ver-

bindlicher Rechtsakte erlassen: Richtlinien und Ve-
rordnungen.

Verordnungen: Sie legen verbindliche Regeln fur die
Mitgliedstaaten fest und sind unmittelbar anwen-
dbar auf nationaler Ebene, ohne dass ein nationaler
Umsetzungsakt erforderlich ist. Sie gelten nach einer
kurzen Frist von in der Regel nur wenigen Wochen,
die in der Verordnung selbst festgelegt ist.
Richtlinien: Sie legen Mindeststandards oder Ziele
fest, die die Mitgliedstaaten innerhalb eines festgele-
gten Zeitraums erreichen mussen. Wahrend einer so-
genannten Umsetzungsphase (zwei oder drei Jahre)
miissen die Mitgliedstaaten die Standards/Ziele
in ihre nationalen Rechtsrahmen integrieren.
Jeder Mitgliedstaat kann die passenden Rechtsin-
strumente frei wahlen oder anpassen, sofern die EU-
Standards/Ziele erreicht werden.

Hier erfolgt die Umsetzung der Europdischen Saule
sozialer Rechte durch die Umsetzung von Richtli-
nien und die Anwendung von Verordnungen. Gewer-
kschaften, die an diesen Prozessen beteiligt sind,
konnen wesentlich dazu beitragen:

= Fir die vom EUGesetzgeber verabschiedeten
Richtlinien, die sich noch in der Umsetzung-
sphase befinden - also der Phase der Ubernahme
der Richtlinienziele in nationales Recht —, konnen
Gewerkschaften dazu beitragen, eine ordnung-
sgemaBe und fristgerechte Umsetzung sicherzu-
stellen. Ein Beispiel ist die kurzlich verabschiedete
Richtlinie (EU) 2023/970 zur Entgelttransparenz.

= Fur unmittelbar geltende Verordnungen und
Richtlinien, die bereits umgesetzt wurden und
durchgesetzt werden miissen, konnen Gewerk-



schaften VerstoBe gegen die ordnungsgemalBe
Umsetzung oder Anwendung melden. Beispiele
sind die Richtlinie (EU) 2019/1152 lber tran-
sparente und vorhersehbare Arbeitsbedingun-
gen, die Richtlinie (EU) 2022/2041 Uber an-
gemessene Mindestlohne, die Richtlinie (EU)
2019/1158 zur Vereinbarkeit von Beruf und Pri-
vatleben sowie die Richtlinie (EU) 2022/2381
Uber Frauen in Aufsichtsraten und Leitungsor-
ganen.

Dieses Toolkit enthalt Beispiele, die verdeutlichen, wie

Rechtsakte zur Umsetzung der ESSR beitragen kdnnen.

Richtlinien in der Umsetzungsphase: Beispiel
Richtlinie zur Entgelttransparenz 2023/970

Die Richtlinie wurde 2023 angenommen und muss
von den Mitgliedstaaten bis zum 7. Juni 2026 in
nationales Recht umgesetzt werden.

Die Richtlinie sieht neue Mindestvorschriften vor,
um den Grundsatz des gleichen Entgelts fir gleiche
Arbeit zwischen Frauen und Mannern zu starken.
Fur Gewerkschaften schafft sie neue Rechte auf
Zugang zu Entgeltinformationen und auf rechtliche
Vertretung von Arbeitnehmern in kollektiven MaB-
nahmen sowie zur Forderung von Tarifverhandlun-
gen zur Bekdmpfung von Entgeltdiskriminierung.

Im Januar 2026 hatte noch kein Mitgliedstaat die
Richtlinie vollstandig umgesetzt.

Das deutsche CESI-Mitglied dbb beamtenbund
und tarifunion reagierte auf Deutschlands ,blro-
kratieleichte Umsetzung® der Entgelttransparen-
zrichtlinieund warnte davor, Rechte im Namen der
Deburokratisierung zu schwachen.

3.1.2

Fur Richtlinien in der Umsetzungsphase kdnnten
und sollten Gewerkschaften:

* die Bestimmungen und Mindeststandards der
Richtlinie sorgféaltig analysieren und mit der
Realitédt ihrer nationalen/branchenspezifi-
schen Gesetzgebung vergleichen;

* Kontakt mit den nationalen Ministerien au-
fnehmen, die fiir die Umsetzung zustédndig
sind, wenn relevante Mindeststandards noch
nicht erfiillt sind;

* darauf drdngen, in weitere Umsetzungs- und
Monitoringprozesse einbezogen zu werden;

* Probleme oder Verzé6gerungen dem Wirtschaft-
sreferenten der EUKommission in der natio-
nalen Vertretung melden (siehe Anhang I1);

* anstreben, die Bestimmungen der Richtlinie
in Tarifvertrdge zu integrieren.

Richtlinien in der Durchsetzungsphase:
Beispiele

A. Richtlinie iber transparente und vorher-
sehbare Arbeitsbedingungen 2019/1152

Die Richtlinie iiber transparente und vorhersehba-
re Arbeitsbedingungen gewahrt Arbeitnehmern in
der EU umfassendere und modernisierte Rechte,
um Risiken im Zusammenhang mit prekarer Be-
schaftigung zu verringern, die Rechtssicherheit
fur Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu verbessern
und Mindestschutzstandards in der gesamten EU
festzulegen.

Konkret fuhrt sie neue Verpflichtungen fir Arbei-
tgeber ein, bestimmte Vertragsinformationen be-


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32023L0970
https://www.dbb.de/artikel/transparenz-braucht-klare-regeln-sonst-ist-sie-keine.html?
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32019L1152
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32019L1152
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reitzustellen, sowie neue Rechte flir Arbeitnehmer
in Bezug auf die maximale Dauer von Probezeiten,
die Vorhersehbarkeit der Arbeitszeiten, den Ub-
ergang zu stabileren Beschaftigungsformen und
verpflichtende WeiterbildungsmaBnahmen.

Die Richtlinie musste bis zum 1. August 2022
umgesetzt werden. Im Januar 2026 hat mit Au-
snahme Spaniens jeder Mitgliedstaat die Richt-
linie formell in seinen nationalen Rechtsrahmen
umgesetzt. Aktuelle Informationen zur Umsetzung
finden sich hier.

Die belgischen Gewerkschaften, darunter ACV-CSC
und FGTB/ABVYV, arbeiteten tiber den Nationalen Ar-
beitsrat zusammen, um einen einstimmigen Konsens zur
Umsetzung zu erzielen. Dies fuhrte zur Annahme eines al-
Igemeinverbindlichen Tarifvertrags (CBA Nr. 161), der

gesetzliche Licken schlieBte und sowohl den 6ffentlichen
als auch den privaten Sektor abdeckte. Belgien Gberschritt
zudem die Richtlinien-Mindestanforderungen, indem es
verlangte, dass Arbeitsinformationen am ersten Werktag
bereitgestellt werden miussen.

B. Die Richtlinie iiber angemessene Mindest-
I6hne 2022/2041

Die Richtlinie iiber angemessene Mindestlohne zielt
darauf ab sicherzustellen, dass alle Arbeitnehmer
Anspruch auf faire und angemessene Mindestloh-
ne haben, die einen angemessenen Lebensstan-
dard gewahrleisten.

Sie schafft einen gemeinsamen Rahmen fir die
Angemessenheit und Wirksamkeit von Mindestldh-
nen und verlangt, regelmaBige und transparente
Anpassungen, klare Kriterien fir die Festlegung,
nationale Aktionsplane zur Forderung der Tarif-
bindung in Mitgliedstaaten mit weniger als 80 %
Tarifabdeckung.

Die Richtlinie musste bis zum 15. November 2024
umgesetzt werden. Die neuesten Updates zur Um-
setzung durch die Mitgliedstaaten finden Sie hier.

Die Richtlinie hat bereits in mehreren Mitgliedstaa-
ten zu erheblichen Anhebungen der Mindestléhne
und zur Einfihrung regelbasierter Anpassungsme-
chanismen gefuhrt. Diese MaBnahmen haben die
Transparenz der Lohnfestsetzung verbessert und
die Rolle der Sozialpartner im Anpassungsprozess
gestarkt.

Dennoch bestehen weiterhin erhebliche Durch-
setzungsliicken. Das Ziel der Richtlinie, die Tarif-
bindung zu starken, ist in Mitgliedstaaten mit ge-
ringer Abdeckung wie Irland und der Tschechischen
Republik bislang weitgehend unerfillt geblieben,
da konkrete nationale Aktionsplane zur Steigerung
der Tarifbindung noch nicht verabschiedet wurden.
Darliber hinaus liegen die gesetzlichen Mindestlohne
in vielen Landern weiterhin unter dem ausdricklich
formulierten Ziel der Richtlinie, einen angemesse-
nen Lebensstandard sicherzustellen. SchlieBlich wird
eine wirksame Durchsetzung durch unterfinanzierte
Arbeitsaufsichtsbehdrden sowie hohe dokumentier-
te Raten der Nichteinhaltung in bestimmten Nied-
riglohnsektoren erschwert. Diese Faktoren - in Ver-
bindung mit rechtlichen Ausnahmen fur bestimmte
Arbeitnehmergruppen (z. B. arbeitnehmerahnliche
Selbstiandige) — gefahrden die Fahigkeit der Richt-
linie, eine flachendeckende Anwendung zu gewahr-
leisten und Erwerbsarmut wirksam zu reduzieren.

In Osterreich (OGB) und Italien (CGIL, CISL, UIL) ar-
gumentieren die Gewerkschaften, dass die hohe Tarif-
abdeckung (im Durchschnitt Giber 95 % der Beschaftig-
ten) bereits dem Geist der Richtlinie entspricht und daher

keine gesetzlichen Mindestlohnregelungen erforderlich
sind. Dadurch soll die Autonomie der Sozialpartner bei
der Lohnfindung gewahrt bleiben.

11


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/NIM/?uri=oj%3AJOL_2019_186_R_0005&utm_source=chatgpt.com
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32022L2041&qid=1764173503057
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/NIM/?uri=oj%3AJOL_2022_275_R_0006&utm_source=chatgpt.com
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C. Die Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf
und Privatleben 2019/1158

Die Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Pri-
vatleben zielt darauf ab, die Gleichstellung der
Geschlechter auf dem Arbeitsmarkt zu fordern,
indem sie die anhaltenden Unterschiede bei Erwer-
bstatigkeit und unbezahlter Sorgearbeit in der EU
adressiert.

Alle Bestandteile der Richtlinie mussten bis zum
2. August 2024 umgesetzt werden. Die neuesten
Updates zur Umsetzung durch die Mitgliedstaa-
ten finden Sie hier.

Die Richtlinie hat erfolgreich neue und erweiter-
te Mindeststandards fir Vaterschaftsurlaub, Elter-
nurlaub, Pflegeurlaub, Freistellung aus Grinden
hoherer Gewalt und flexible Arbeitsregelungen
geschaffen.

Sie wirkt effektiv als rechtlicher Hebel, um eine
ausgewogenere Aufteilung von Betreuungsveran-
twortung innerhalb von Familien zu erreichen -
nicht zuletzt durch den Abbau traditioneller kul-
tureller Barrieren, insbesondere in mittel- und
sudeuropaischen Mitgliedstaaten, sowie durch wir-
tschaftliche Anreize zur Anpassung von Betreu-
ungsentscheidungen.

Das spanische Mitglied von CESI, : die
begrenzte Rickwirkung neuer Elternurlaubsregelungen,

da Kinder, die vor August 2024 geboren wurden, ausge-
schlossen waren.

D. Die Richtlinie iiber Frauen in Aufsichtsraten
und Leitungsorganen 2022/2381

Diese Richtlinie legt konkrete Zielvorgaben fiur ein
ausgewogeneres Geschlechterverhaltnis unter

nicht geschaftsfiihrenden Direktoren groBBer bor-
sennotierter Unternehmen fest.

lhr Ziel ist es, durch verbindliche Vorgaben struk-
turelle Barrieren (,glaserne Decke") zu liberwinden
und eine bessere Vertretung von Frauen in unter-
nehmerischen Entscheidungsprozessen zu fordern.

Die Richtlinie musste bis zum 28. Dezember 2024
umgesetzt werden. Die neuesten Updates zur Um-
setzung durch die Mitgliedstaaten finden Sie hier.

Die Richtlinie hat sich insbesondere dort als wirksam
erwiesen, wo starke und durchsetzbare Quoten ein-
gefuhrt wurden. Dennoch bleibt die vollstandige
Einhaltung der Vorgaben in vielen Mitgliedstaaten
eine Herausforderung.

Im niederlandischen Sozial- und Wirtschaftsrat (SER)
setzte sich das CESIMitglied CNV gemeinsam mit anderen
Sozialpartnern nachdriicklich fir die Einbindung der So-

zialpartner und eine 6ffentliche Uberwachung der Gesch-
lechterquote ein, um sicherzustellen, dass dieses Thema
kontinuierlich aufgegriffen wird.

Die oben genannten Richtlinien sind gute Beispiele
fur Gesetzesakte, die es den Mitgliedstaaten — und
damit Gewerkschaften — ermdglichen, die EPSR auf
nationaler Ebene aktiv umzusetzen.

Fir Verordnungen und Richtlinien in der Durchset-
zungsphase sollten Gewerkschaften:

* Prifen Sie sorgfaltig die Bestimmungen und Min-
deststandards, die in Richtlinien oder geltenden
nationalen Gesetzen verankert sind, im Hinbli-
ck auf die Realitat in ihrem Mitgliedstaat oder
Sektor.

e wenden Sie sich an das zustandige nationale Mi-
nisterium oder die zustandige Behorde sowie

13


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32019L1158&qid=1764173436281
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32019L1158&qid=1764173436281
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/NIM/?uri=oj%3AJOL_2019_188_R_0005&utm_source=chatgpt.com
https://www.csif.es/es/
https://www.csif.es/es/articulo/nacional/general/25887?
https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2022/2381/oj/eng
https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2022/2381/oj/eng?utm_source=chatgpt.com
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an den Wirtschaftsrat des nationalen Vertretun-
gsbiros der Europaischen Kommission (siehe
Anhang Il), falls EU-Bestimmungen im nationalen
Recht nicht korrekt wiedergegeben sind. Letztli-
ch kann die Europdische Kommission ein Verlet-
zungsverfahren gegen den Mitgliedstaat wegen
eines VerstoBes gegen das EU-Recht einleiten.

e erwagen Sie, Falle vor nationale Gerichte zu
bringen, mit dem Ziel, festzustellen, ob die na-
tionale Umsetzung mit dem EU-Recht Ubereins-
timmt (was letztlich zu einem Antrag auf eine
vorlaufige Entscheidung beim Gerichtshof der
EU fihrt).

e Uberprifen Sie in der Richtlinie, ob sie regel-
maBige Meldepflichten der Mitgliedstaaten ge-
genuber der Europdischen Kommission vorsieht,
und versuchen Sie, die oben genannten Akteure
zu kontaktieren, um im Rahmen der Durchfihrung
der Berichterstattung gehort zu werden.

e versuchen, Bestimmungen der Richtlinien, soweit
relevant, in neue Tarifvertrage aufzunehmen.

Bereiche der Zustandigkeit der Mitgliedstaaten

— Die EU koordiniert nationale Politik

GemaB den EUVertragen - und insbesondere
dem Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europais-
chen Union (AEUV) - verfligt die EU nur lUber au-
sgewdahlte Zustandigkeiten in den verschiedenen
Politikbereichen.

So legt Artikel 153 AEUV beispielsweise fest,
dass es den Mitgliedstaaten Uberlassen bleibt,
,die grundlegenden Prinzipien ihrer Systeme der
sozialen Sicherheit festzulegen®, und dass die EU
keine Gesetzgebungskompetenz in den Bereichen
Lohn, Koalitionsrecht, Streikrecht oder Aussper-

rungsrecht besitzt. Ahnliche Abgrenzungen der
Zustandigkeiten finden sich auch in anderen Po-
litikfeldern, etwa im Gesundheitswesen.

In Bereichen, in denen die Mitgliedstaaten uUber
die Gesetzgebungskompetenz verfligen, koordi-
niert die EU die nationalen Wirtschafts, Finanz,
Sozial und Beschaftigungspolitik. Das Européis-
che Semester — ein Koordinierungsmechanismus
im Bereich des Soft Law, verstarkt durch eine fi-
skalische Uberwachung im Rahmen des Stabilitéts-
und Wachstumspakts (Hard Law) - zielt darauf
ab, die beschaftigungs und sozialpolitischen Ziele
der ESSR umzusetzen und somit aktiv die natio-
nalen Politik zu beeinflussen.

Das Européaische Semester ist ein jahrlicher Zyklus
zur Uberpriifung und Uberwachung der allgemei-
nen wirtschafts und sozialpolitischen Entwicklun-
gen der Mitgliedstaaten — einschlieBlich Fragen
im Zusammenhang mit Beschaftigung, Arbeitneh-
merrechten und Arbeitsbedingungen, Gesundhei-
tsversorgung und sozialer Sicherheit.

Der Zyklus des Europaischen Semesters umfasst
folgende Phasen:

Die Europaische Kommission verdffentlicht ihr sogenanntes Herbstpa-
ket, insbesondere den Jahresbericht Giber nachhaltiges Wachstum (Annual Sustainable
Growth Survey - ASGS) mit den allgemeinen wirtschafts, beschaftigungs und sozialpo-
litischen Prioritaten fir die kommenden 12 Monate sowie einen Vorschlag fiir den Ge-
meinsamen Beschaftigungsbericht (Joint Employment Report — JER), der die Umset-
zung der ESSR in den Mitgliedstaaten aus Sicht der Kommission bewertet.

Im Rahmen von landerspezifischen Untersuchungen treffen sich
Expertinnen und Experten der Europdischen Kommission mit Vertretern der Regierun-
gen und Sozialpartner der Mitgliedstaaten im Rahmen des sogenannten Social Score-
board Survey, um die Umsetzung des vorangegangenen Jahres sowie spezifische na-
tionale Herausforderungen zu analysieren.
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https://cesibrussels.sharepoint.com/sites/Data/Shared%20Documents/C.%20Académie%20Europe/C.5.%20Séminaires/C.5.44%20PillACT/Deliverables/T1.2%20Toolkit/Translations/Vertrag%20über%20die%20Arbeitsweise%20der%20Europäischen%20Union%20(VEU)
https://cesibrussels.sharepoint.com/sites/Data/Shared%20Documents/C.%20Académie%20Europe/C.5.%20Séminaires/C.5.44%20PillACT/Deliverables/T1.2%20Toolkit/Translations/Vertrag%20über%20die%20Arbeitsweise%20der%20Europäischen%20Union%20(VEU)
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester_de
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester_de

Der Rat der Minister diskutiert und verabschiedet Schlussfolgerungen
zum ASGS und nimmt den JER mit Schlussfolgerungen an.

Die Mitgliedstaaten Ubermitteln ihre mittelfristigen fiskalischstrukturellen Plane
an die Europadische Kommission, in denen sie ihre geplanten Reformen und Investitio-
nen darlegen.

Auf Grundlage der ASGS und JER sowie auf Grundlage der nationalen mittelfri-
stigen fiskal-strukturellen Plane prasentiert die Europaische Kommission ihr Frihjah-
rspaket, das detaillierte Landerberichte fur jeden Mitgliedstaat enthéalt, um deren wirt-
schaftliche und soziale Lage zu bewerten. Das Frihjahrspaket enthalt auBerdem Entwdrfe
einzelner landerspezifischer Empfehlungen (CSRs) fir alle Mitgliedstaaten. Die CSRs
geben Leitlinien, wie die Mitgliedstaaten auf groBe Herausforderungen reagieren und
politische Ziele erreichen sollten.

Der Rat der Minister verabschiedet die CSRs.

In der Endphase des jahrlichen Zyklus des Europaischen Semesters
wird erwartet, dass die Mitgliedstaaten die angenommenen CSRs und die in den Land-
erberichten identifizierten Uberlegungen umsetzen und diese in die mittelfristigen fi-
skal-strukturellen Plane sowie offentliche Investitionen und nationale Haushaltsplane
fur das folgende Jahr integrieren.

Der Zyklus des Europaischen Semesters beginnt von Neuem.

Alle fiur das Europaischen Semester und die ver-
schiedenen Mitgliedstaaten relevanten Dokumen-
te konnen uber die Website des Europdischen Se-
mesters der Europdischen Kommission eingesehen
werden.

Das Europédische Semester bietet Gewerkschaften
die Mdglichkeit, Themen im Zusammenhang mit
den Grundsatzen der Europaischen Saule sozia-
ler Rechte einzubringen: Arbeitsbedingungen, Be-
schaftigung, Gesundheitsversorgung, soziale Si-
cherheit usw.
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Gewerkschaften sollten:

* bis September den Wirtschaftsreferenten der
zustandigen nationalen Vertretung der Eu-
ropadischen Kommission kontaktieren — siehe
Anhang Il —, um im Rahmen der Erhebung-
smissionen zwischen November und Februar
angehort zu werden;

e bis Oktober das nationale Finanzministerium
kontaktieren, um an Konsultationen zu den im
April einzureichenden mittelfristigen Pldnen
beteiligt zu werden;

* im Mai die Lianderberichte und landerspez-
ifischen Empfehlungen analysieren und ihre
Rickmeldungen an die Europaische Kommis-
sion iibermitteln;

* zwischen August und Oktober die Umsetzung
der Empfehlungen aktiv iiberwachen.

Bewahrte Praktiken aus dem CESINetzwerk:

CGFP/Luxemburg: am 1. Dezember 2025 nahm die
CGFP an einer dreigliedrigen Konsultation im Rahmen
des Europidischen Semesters teil. Das Treffen diente
dazu, die Analyse der Europaischen Kommission und die
Reaktion auf die an Luxemburg gerichteten Empfehlun-
gen zu erortern.

DBB/Deutschland: der DBB auf den Landerber-
icht 2024, indem er dessen Ergebnisse in konkrete Priori-
taten Uberfihrte (z. B. Investitionsbedarf in Bildung, Infra-
struktur und Digitalisierung) und die starkere Einbindung
von Beschaftigten des 6ffentlichen Dienstes forderte.
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EU-Finanzierung: Recovery and Resilience Fa-

cility (RRF), NextGenerationEU, Struktur- und
Investitionsfonds, andere spezifische EU-Fonds

Neben dem Europaischen Semester stellt die
EU-Finanzierung ein Anreizinstrument dar, damit
die Europaischen Kommission die Mitgliedstaa-
ten dazu ermutigt, EU-Politikprioritaten zu folgen.
Dies gilt auch fur die Bereiche Beschaftigung und
soziale Angelegenheiten.

A.Die Recovery and Resilience Facility (RFF)
und die NextGenerationEU

Um die enormen wirtschaftlichen und sozialen
Folgen der COVID-19-Pandemie zu bewaltigen
und um den Mitgliedstaaten eine starkere Erho-
lung zu ermoglichen, richtete die EU ein bedeu-
tendes Investitionsinstrument ein, die sogenann-
te NextGenerationEU (NGEU) und die Recovery and
Resilience Facility (RRF).

Im Gegensatz zu den Struktur- und Investment-
fonds sowie den themenspezifischen EU-Fonds,
die (wahrscheinlich) im Laufe der Zeit auch in
zukunftigen MFFs erhalten bleiben, wurden die
NGEU- und RRF-Instrumente ausdruicklich als tem-
porare Einzelfonds eingerichtet.

Die RRF ist das Herzstlick des NGEU-Wiederher-
stellungsinstruments im Wert von 723,82 Milliar-
den Euro an Zuschissen und Darlehen, bis August
2026. Die RRF unterstutzt auBerdem offentliche
Investitionen und Reformen, die die im Europai-
schen Semesterzyklus identifizierten Herausforde-
rungen adressieren. Da das Europaische Semester
auch die Fortschritte der Mitgliedstaaten bei der
Umsetzung der ESSR lUberwacht, kann die Finan-
zierung der RRF eine finanzielle Stitze sein, um
CSRs in konkrete soziale Reformen umzuwandeln.

Die Mittel werden auf Grundlage von National Re-
covery and Resilience Plans (NRRPs) verteilt, die
von den einzelnen Mitgliedstaaten ausgearbeitet
und von der Europaischen Kommission sowie dem
Ministerrat validiert wurden.

Jedes NRRP legt ein Paket von Investitionen und
Reformen fest, das um Meilensteine und messba-
re Ziele herum strukturiert ist. Auszahlungen der
Europaischen Kommission erfolgen, wenn verein-
barte Meilensteine und Ziele erreicht und Uber-
priuft sind. Viele Plane enthalten quantifizierte
Ziele, einen Umsetzungszeitplan, benannte nati-
onale Behorden und Berichtspflichten gegentber
der Kommission.

Selbst wenn die NRRPs vereinbart wurden, lauft
die Umsetzung von Projekten und MaBnahmen
weiterhin.

Gewerkschaften sollten:

sich mit dem nationalen Aufbau- und Resilienzplan
(NRRP) ihres Landes vertraut machen und diesen
analysieren. Da sich die Lander nun in der Um-
setzungsphase befinden, konnen Gewerkschaften
laufende oder geplante Projekte und MaBnahmen
in ihrem Land, ihrer Region oder ihrem Sektor ub-
erwachen und prufen, den sogenannten Recovery
and Resilience Scoreboard verfolgen und darauf
hinweisen, ob die gesetzten Ziele erreicht werden.

das fur die RRF bzw. das Europaische Semester
zustandige nationale Ministerium - siehe Anhang
Il - und/oder den Wirtschaftsreferenten der zu-
standigen nationalen Vertretung der Europaischen
Kommission — siehe Anhang Il — kontaktieren, um
herauszufinden, ob ihr Land Uberwachungs- oder
Konsultationsverfahren fir Interessentrager zur
Umsetzung des NRRP durchfihrt. Diese Konsul-
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tationen finden in der Regel zwischen November
und Februar statt. Gewerkschaften konnen bean-
tragen, daran beteiligt zu werden und dazu bei-
tragen, dass die Umsetzung der MaBnahmen ho-
chwertige Arbeitsplatze, sozialen Schutz, wirksame
aktive Arbeitsmarktpolitik und 6ffentliche Dienst-
leistungen im Sinne der Europdischen Saule so-
zialer Rechte priorisiert.

B.EU-Struktur- und Investitionsfonds

Es gibt eine Reihe bedeutender sogenannter
Struktur- und Investitionsfonds, die den Mit-
gliedstaaten und Interessentragerorganisationen
in ganz Europa - einschlieBlich Gewerkschaften
und Sozialpartnerorganisationen — im Rahmen des
jahrlichen EU-Haushalts und des Mehrjahrigen Fi-
nanzrahmens (MFR) zugutekommen. Die wichtig-
sten Fonds im Bereich Beschaftigung und Sozia-
les sind:

e Europaischer Fonds fur regionale Entwi-
cklung (EFRE) - eingerichtet, um Regionen
finanziell zu unterstitzen und wirtschaftliche,
soziale und territoriale Ungleichheiten innerhalb
der EU zu verringern.

e Kohiasionsfonds - dient der Starkung des wir-
tschaftlichen, sozialen und territorialen Zusam-
menhalts in der Europaischen Union.

e Europaischer Sozialfonds Plus (ESF+) -
unterstitzt MaBnahmen in den Bereichen Be-
schaftigung, Bildung und Kompetenzen sowie
soziale Inklusion.

* Fonds fiir einen gerechten Ubergang (Just
Transition Fund - JTF) - unterstiitzt Akteure
und Regionen, die infolge der Klima- und Umwel-

tpolitik von industriellen Veranderungen betrof-
fen sind.

e Europaischer Fonds fiir die Anpassung an
die Globalisierung (EGF) - als spezielles So-
lidaritatsinstrument geschaffen, um Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer zu unterstitzen,
die aufgrund von Umstrukturierungen ihren Ar-
beitsplatz verloren haben, insbesondere durch
Umschulungs- und Weiterqualifizierungspro-
gramme.'

* Instrument fiir Heranfiihrungshilfe (IPA) -
eingerichtet im Rahmen der EU-Erweiterung-
spolitik, um Beitrittskandidaten bei der Reform
und Modernisierung ihrer politischen, rechtli-
chen und wirtschaftlichen Strukturen auf dem
Weg zur EU-Mitgliedschaft zu unterstitzen.

C.Spezifische EU-Fonds

Neben den groBen Struktur- und Investitionsfonds
unterhéalt die EU eine Reihe kleinerer, aber dennoch
bedeutender spezifischer Fonds, darunter auch im
Bereich Beschaftigung und Soziales. Die wichti-
gsten betreffen:

e Programm ,Biirgerinnen und Biirger, Gleich-
stellung, Rechte und Werte* (CERV) - richtet
sich insbesondere an Organisationen der Zivilgesell-
schaft und fordert die in den EU-Vertragen und der
Charta der Grundrechte der Europaischen Union ver-
ankerten Rechte und Werte, um offene, rechtsstaatli-
che, demokratische, gleichberechtigte und inklusive
Gesellschaften zu starken.

* Erasmus+ - eines der bekanntesten und beliebtes-
ten EU-Forderprogramme zur Unterstitzung transna-
tionaler MaBnahmen und Aktivitaten in den Bereichen
Bildung, Ausbildung, Jugend und Sport.
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https://commission.europa.eu/funding-tenders/find-funding/eu-funding-programmes/european-regional-development-fund-erdf_de
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* Europaéaisches Solidaritatskorps — ein Programm zur
Unterstitzung junger Menschen, die sich in Solidari-
tatsprojekten und Freiwilligentatigkeiten engagieren
mdchten.

* EU4Health - ein Forderprogramm zur Behebung struk-
tureller Defizite in den Gesundheits- und Pflegesys-
temen der Mitgliedstaaten, die durch die COVID-19-
Pandemie deutlich geworden sind, und zur Schaffung
widerstandsfahigerer sowie hochwertiger Gesundheits-
dienste fir die Blirgerinnen und Blrger der EU.

Alle Struktur- und Investitionsfonds sowie themen-
spezifischen Fonds werden durch eigene Rahmen-
verordnungen geregelt. Diese legen ihre Ziele, Or-
ganisationsstrukturen, mehrjahrige oder jahrliche
Arbeitsprogramme beziehungsweise nationale Pro-
gramme, Programmleitfadden sowie thematische
Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlag-
en (Projektaufrufe) fest. Sie bestimmen, welche
Arten von Projekten und Themen forderfahig sind,
welche Organisationen in welchen Landern Be-
gunstigte sein kdnnen, wie viele Mittel zur Ver-
fugung stehen und wie die Antragsverfahren fun-
ktionieren.

Gewerkschaften sollten sich mit den verschiedenen
Struktur- und Investitionsfonds sowie deren Programm-
leitfaden vertraut machen und analysieren, welche Ford-

erinstrumente ihren Bedurfnissen entsprechen konnten,
um gegebenenfalls Fordermittel zu beantragen.

1 Der EGF kann auch fir entlassene Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aktiviert werden, um ihre Kompetenzen

und Beschaftigungsfahigkeit zu verbessern und bessere berufliche Perspektiven zu fordern.

Anhang I: Die Grundséatze der Europdischen Saule sozialer Rechte.

1. Bildung, Ausbildung und lebenslanges Lernen

Jede Person hat das Recht auf hochwertige und inklusive Bildung, Ausbildung und lebenslanges
Lernen, um Fahigkeiten zu erhalten und zu erwerben, die eine umfassende Teilhabe an der Gesel-

Ischaft sowie die erfolgreiche Bewaltigung von Ubergangen auf dem Arbeitsmarkt ermdglichen.
2. Gleichstellung der Geschlechter

Die Gleichbehandlung und Chancengleichheit von Frauen und Ménnern missen in allen Berei-
chen gewahrleistet und gefordert werden, einschlieBlich der Teilhabe am Arbeitsmarkt, der Be-
schaftigungsbedingungen und des beruflichen Aufstiegs.

Frauen und Manner haben das Recht auf gleiches Entgelt fir gleichwertige Arbeit.
3. Chancengleichheit

Unabhangig von Geschlecht, rassischer oder ethnischer Herkunft, Religion oder Weltanschau-
ung, Behinderung, Alter oder sexueller Orientierung hat jede Person das Recht auf Gleichbehan-
dlung und Chancengleichheit in Bezug auf Beschéftigung, sozialen Schutz, Bildung sowie den
Zugang zu oOffentlich verfligbaren Gitern und Dienstleistungen.Die Chancengleichheit unter-

reprasentierter Gruppen ist aktiv zu fordern.
4. Aktive Unterstutzung fur Beschaftigung

Jede Person hat das Recht auf rechtzeitige und individuell zugeschnittene Unterstitzung zur
Verbesserung ihrer Beschaftigungs- oder Selbststandigkeitsperspektiven. Dazu gehdren Un-
terstltzung bei der Arbeitssuche, Aus- und Weiterbildung sowie Umschulung.

Jede Person hat das Recht, Anspriiche auf sozialen Schutz und Weiterbildung wahrend berufli-
cher Ubergange mitzunehmen.Junge Menschen haben Anspruch auf eine weiterfilhrende Au-
sbildung, einen Ausbildungsplatz, ein Praktikum oder ein qualitativ hochwertiges Arbeitsan-
gebot innerhalb von vier Monaten nach Eintritt der Arbeitslosigkeit oder dem Verlassen des
Bildungssystems.Arbeitslose haben Anspruch auf individuelle, kontinuierliche und kohéarente
Unterstltzung. Langzeitarbeitslose haben spatestens nach 18 Monaten Arbeitslosigkeit Anspru-

ch auf eine eingehende individuelle Bewertung.
5. Sichere und anpassungsfahige Beschaftigung
Unabhéngig von Art und Dauer des Beschaftigungsverhaltnisses haben Arbeitnehmerinnen und

Arbeitnehmer Anspruch auf faire und gleiche Behandlung hinsichtlich der Arbeitsbedingun-

gen sowie des Zugangs zu sozialem Schutz und Weiterbildung. Der Ubergang zu unbefristeten

| Chancen-
gleichheit
und Zugang

zum Arbeit-
smarkt

Il Faire Ar-
beitsbedin-

gungen
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Beschaftigungsformen soll gefordert werden.Im Einklang mit den gesetzlichen Bestimmungen
und Tarifvertragen ist die notwendige Flexibilitat flir Arbeitgeber sicherzustellen, damit sie sich
rasch an Verdnderungen des wirtschaftlichen Umfelds anpassen kénnen.

Innovative Arbeitsformen, die hochwertige Arbeitsbedingungen gewahrleisten, sollen geford-
ert werden. Unternehmertum und Selbststandigkeit sollen unterstiitzt werden. Berufliche Mo-
bilitat soll erleichtert werden.Beschaftigungsverhaltnisse, die zu prekédren Arbeitsbedingungen
fuhren, sind zu verhindern, insbesondere durch das Verbot des Missbrauchs atypischer Vertra-

gsformen. Jede Probezeit sollte von angemessener Dauer sein.
6. Lohne und Gehalter

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben das Recht auf faire Léhne, die einen angemesse-
nen Lebensstandard gewahrleisten.Angemessene Mindestlohne sind so sicherzustellen, dass die
Bedirfnisse der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und ihrer Familien unter Berlicksichtig-
ung der nationalen wirtschaftlichen und sozialen Gegebenheiten gedeckt werden, wobei der
Zugang zur Beschéaftigung und Anreize zur Arbeitsaufnahme erhalten bleiben missen. Erwer-
bsarmut ist zu verhindern.Léhne und Gehdlter sind nach nationalen Gepflogenheiten transpa-

rent und vorhersehbar festzulegen, unter Wahrung der Autonomie der Sozialpartner.

7. Information Uber Beschaftigungsbedingungen und Schutz
bei Entlassungen

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben das Recht, zu Beginn ihres Beschaftigungsverhaltn-
isses schriftlich Uber die aus dem Arbeitsverhaltnis resultierenden Rechte und Pflichten, ein-
schlieBlich der Probezeit, informiert zu werden.

Vor jeder Entlassung haben Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer das Recht, tiber die Griinde
informiert zu werden und eine angemessene Kiindigungsfrist zu erhalten. Sie haben Anspruch
auf Zugang zu wirksamen und unparteiischen Streitbeilegungsverfahren sowie im Falle einer
ungerechtfertigten Entlassung auf Wiedergutmachung, einschlieBlich einer angemessenen En-

tschadigung.

8. Sozialer Dialog und Beteiligung der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer

Die Sozialpartner sind entsprechend den nationalen Gepflogenheiten bei der Gestaltung und
Umsetzung von Wirtschafts-, Beschéaftigungs- und Sozialpolitik zu konsultieren.

Sie sind zu ermutigen, Tarifverhandlungen zu fihren und Tarifvertrage in ihrem Zustandigkeit-
sbereich abzuschlieBen, unter Wahrung ihrer Autonomie und des Rechts auf kollektive MaBn-
ahmen. Soweit angemessen, sollen zwischen den Sozialpartnern geschlossene Vereinbarun-

gen auf Ebene der Union und ihrer Mitgliedstaaten umgesetzt werden.

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oder ihre Vertretungen haben das Recht, rechtzeitig tber
sie betreffende Angelegenheiten informiert und konsultiert zu werden, insbesondere bei Unter-
nehmensibertragungen, Umstrukturierungen, Fusionen und Massenentlassungen.

Der Ausbau der Kapazitaten der Sozialpartner zur Forderung des sozialen Dialogs soll unter-

stltzt werden.
9. Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben

Eltern und Personen mit Betreuungs- oder Pflegeverantwortung haben Anspruch auf geeigne-
te Urlaubsregelungen, flexible Arbeitsformen und Zugang zu Betreuungs- und Pflegediensten.
Frauen und Manner sollen gleichermaBen Zugang zu besonderen Freistellungsregelungen erhal-
ten, um ihren Betreuungs- und Pflegepflichten nachzukommen, und dazu ermutigt werden, diese

ausgewogen in Anspruch zu nehmen.

10. Gesundes, sicheres und gut angepasstes Arbeitsumfeld
sowie Datenschutz

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben Anspruch auf ein hohes Niveau an Sicherheit und
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz.Sie haben Anspruch auf ein Arbeitsumfeld, das ihren berufli-
chen Bediirfnissen angepasst ist und ihnen eine langere Teilhabe am Arbeitsmarkt ermdéglicht.
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben Anspruch auf den Schutz ihrer personenbezoge-

nen Daten im Beschéaftigungskontext.
11. Kinderbetreuung und Unterstiutzung fur Kinder

Kinder haben Anspruch auf bezahlbare und qualitativ hochwertige friihkindliche Bildung und
Betreuung.Kinder haben das Recht auf Schutz vor Armut. Kinder aus benachteiligten Verhaltn-

issen haben Anspruch auf spezifische MaBnahmen zur Férderung der Chancengleichheit.
12. Sozialschutz

Unabhangig von Art und Dauer ihres Beschaftigungsverhéltnisses haben Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer sowie unter vergleichbaren Bedingungen Selbststdndige Anspruch auf an-

gemessenen sozialen Schutz.
13. Arbeitslosenleistungen

Arbeitslose haben Anspruch auf angemessene Aktivierungsunterstitzung durch éffentliche
Arbeitsverwaltungen zur (Wieder-)Eingliederung in den Arbeitsmarkt sowie auf angemessene

Arbeitslosenleistungen von angemessener Dauer, entsprechend ihren Beitrdgen und den na-

I1.
Sozialschutz

und soziale
Inklusion
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tionalen Anspruchsvoraussetzungen.Diese Leistungen diirfen keinen Anreiz gegen eine rasche

Rickkehr in Beschéaftigung darstellen.
14. Mindesteinkommen

Jede Person, die nicht liber ausreichende Mittel verfigt, hat Anspruch auf angemessene Min-
desteinkommensleistungen, die in allen Lebensphasen ein Leben in Wiirde ermdglichen sowie
einen wirksamen Zugang zu unterstiitzenden Gitern und Dienstleistungen gewéhrleisten.

Fir Personen, die arbeiten kdnnen, sollten Mindesteinkommensleistungen mit Anreizen zur

(Wieder-)Eingliederung in den Arbeitsmarkt verbunden werden.
15. Alterseinkommen und Renten

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Selbststandige haben im Ruhestand Anspruch auf
eine Rente, die ihren Beitragen entspricht und ein angemessenes Einkommen gewahrleistet.
Frauen und Manner sollen gleiche Mdglichkeiten haben, Rentenanspriiche zu erwerben.

Jede Person im Alter hat Anspruch auf Mittel, die ein Leben in Wiirde gewahrleisten.
16. Gesundheitsversorgung

Jede Person hat Anspruch auf rechtzeitigen Zugang zu bezahlbarer, praventiver und kurativer

Gesundheitsversorgung von hoher Qualitat.
17. Inklusion von Menschen mit Behinderungen

Menschen mit Behinderungen haben Anspruch auf Einkommensunterstiitzung, die ein Leben in
Wiirde ermdglicht, auf Dienstleistungen, die ihre Teilhabe am Arbeitsmarkt und an der Gesel-

Ischaft fordern, sowie auf ein an ihre Bedirfnisse angepasstes Arbeitsumfeld.
18. Langzeitpflege

Jede Person hat Anspruch auf bezahlbare und qualitativ hochwertige Langzeitpflegedienste,

insbesondere auf hausliche und gemeindenahe Pflegeleistungen.
19. Wohnen und Unterstltzung fir Wohnungslose

Jede Person hat Anspruch auf Zugang zu hochwertigem sozialem Wohnraum oder Wohnbeihil-
fen, sofern Bedarf besteht.

Besonders schutzbedlrftige Personen haben Anspruch auf angemessene Unterstliitzung und
Schutz vor Zwangsrdumungen.Wohnungslosen sind angemessene Unterkilinfte und Dienstlei-

stungen bereitzustellen, um ihre soziale Eingliederung zu férdern.

20. Zugang zu wesentlichen Dienstleistungen

Jede Person hat Anspruch auf Zugang zu hochwertigen grundlegenden Dienstleistungen, ein-
schlieBlich Wasser, Sanitarversorgung, Energie, Verkehr, Finanzdienstleistungen und digitaler
Kommunikation.

Fir Personen mit Unterstitzungsbedarf miissen MaBnahmen zur Erleichterung des Zugangs zu

diesen Dienstleistungen verfiigbar sein.
Anhang ll: Kontaktdaten der Wirtschaftsreferenten der Vertretungen der
Europaischen Kommission in den Mitgliedstaaten

Tabelle 1 — Wirtschaftsreferenten in den nationalen Vertretungen der
Europaischen Kommission

LAND KONTAKTPERSON FUNKTION TELEFON

)
—
)
—/
)
—/

( E-MAIL )
Tim-Joris.kaiser@
ec.
Wirtschaftsreferent
klaas.lenaerts@
— Europaisches
€c.europa.eu
Semester
Wirtschaftsreferent . .
tatiana.lambin@
— Europaisches
e
Semester
Politischer selma.neuber@
Berichterstatter ec.europa.eu
Neno.NENOV@
€c.europa.eu
K

)
—

( WEBSITE )

+43 1 516 18-334

Osterreich Tim Joris Kaiser Wirtschaftsreferent

Klaas Lenaerts +32 02 295 86 98

https://belgium.

representation.ec.europa.
eu/

+32 02 298 52 73

Belgien Tatiana Lambin

+32 02 296 59 83

Selma Neuber

+359 876 66 58 79

Bulgarien Neno Nenov Wirtschaftsreferent

https://croatia.

+385 1 4681 301 representation.ec.europa.

Hana Huzjak

Wirtschaftsreferent
ec.eu
Theodoros
Galanis@ec.europa.
eu

jachym.hercher@

ec.europa.

Theodoros GALANIS Wirtschaftsreferent +357 22817770

https://czechia.
representation.ec.europa.

Tschechische

Republik +420 603 478 842

JAjchym Hercher Wirtschaftsreferent

Trine. KOCH-

JAKOBSEN@
ec.europa.eu

Trine Koch

Jakobsen +45 33 41 40 12

Danemark Wirtschaftsreferent
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Deutschland

Griechenland

N

8

Mikko Vaha-Sipila

Isabelle Maquet

Soultana
Paschalidou

Irene Vlachaki
Vasilis Nikitas

Liliana Zugo

Henry Abbott

Salvatore De Vita

Francesco Rossi
Salvemini

Roberto Amore
Lina Vaténaité
Baiba Grandovska

Marianne GRIMA

Leiter des
Teams Politische
Berichterstattung

irtschaftsreferentfiir
das Europaische
Semester

Wirtschaftsreferent
fur das Europaische
Semester

Wirtschaftsreferent

Wirtschaftsreferent

Wirtschaftsreferent

Wirtschaftsreferent

Wirtschaftsreferent

Wirtschaftsreferent

Wirtschaftsreferent

Wirtschaftsreferent und
Mitglied der Taskforce fiir
Reformen und Investitionen

Wirtschaftsreferent und
Mitglied der Taskforce fiir
Reformen und Investitionen

Wirtschaftsreferent und

Mitglied der Taskforce fiir

Reformen und Investitionen

Wirtschaftsreferent

Wirtschaftsreferent

Wirtschaftsreferent

Wirtschaftsreferent

Riin.SALUVEER@

ec.europa.eu

terhi.karvinen@

ec.europa.eu

mikko.vaha-sipila@
ec.europa.eu

Isabelle. MAQUET@

ec.europa.eu

Soultana.

PASCHALIDOU@

ec.europa.eu

Irene.VLACHAKI@

€c.europa.eu

Vasilis.NIKITAS
ec.europa.eu

liliana.Zugo
ec.europa.eu

Tamas.Juhasz@
ec.europa.eu

Henry. ABBOTT@

ec.europa.eu

Salvatore.

DE-VITA@
ec.europa.eu

Francesco.ROSSI-
SALVEMINI@

ec.europa.eu

Roberto. AMORE
ec.europa.eu

Signe.Groza@
ec.europa.eu

Lina.VATENAITE@
ec.europa.eu

Baiba.

GRANDOVSKA@

ec.europa.eu

Marianne.GRIMA

ec.europa.eu

https://estonia.

representation.ec.europa.
eu/

+372 626 44 38

+358 44 774 6787
https:/finland.
representation.ec.europa.
eu/
+358 44 902 3382

https://france.

representation.ec.europa.
eu/

+33 676213475

ps://g A
49 (0). 30 2280 re| rer:(tenie::ioenrr:: re]uro a
p .ec. pa.
2670

eu/

https://greece.

representation.ec.europa.
eu/

+30 210 7272100

https://hungary.
representation.ec.europa.
eu/

+36 1 209 9700

https://ireland.

representation.ec.europa.
eu/index_en

+353 (0)871530400

https://italy.representation.

+39 06 699991 . .
ec.europa.eu/index_it

https://latvia.

representation.ec.europa.
eu/

+371 6 7085423

https://lithuania.
representation.ec.europa.
eu/

+370 5 243 0339

https://luxembourg.
representation.ec.europa.
eu/

+352 4301-36563

https://malta.
representation.ec.europa.
eu/

+356 2342 5000

Niederlande

Portugal
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Freek Janmaat

Joanna Smenda-
Martyka

Antonio Malta Reis

Annika Breidthardt

Norma Nitescu

Liana Goran

Janka Petocz

Barbara Ochotnicka

Mitja Kosmrl

Eduardo Gémez
Casado

Maya Jolles

Semesters

Wirtschaftsreferent

Wirtschaftsreferent

Wirtschaftsreferent

Wirtschaftsreferent

Wirtschaftsreferent

Wirtschaftsreferent

Wirtschaftsreferent

Wirtschaftsreferent

Wirtschaftsreferent

Wirtschaftsreferent

Wirtschaftsreferent

Freek. JANMAAT@

ec.europa.eu

Joanna.Smenda-

Martyka@ec.europa.

eu

Antonio.MALTA-
REIS@ec.europa.eu

Annika.

BREIDTHARDT@

ec.europa.eu

Norma.NITESCU@

€c.europa.eu

Liana. GORAN@
€c.europa.eu

Janka.PETOCZ
ec.europa.eu

Barbara.

OCHOTNICKA@
ec.europa.eu

Mitja. KOSMRL@
ec.europa.eu

Eduardo. GOMEZ-

CASADO@
ec.europa.eu

maya.jolles@
ec.europa.eu

+31 70-3135300

+48 22 556 89 89

+351 213 509 800

+4021 203 5400

+421 2/54431718

+386 031 382 046

+ 386 031 382 046

+34 91 423 80 00

+46 73 690 48 32

https://netherlands.

representation.ec.europa.

eu/

https://poland.

representation.ec.europa.

eu/

https://portugal.

representation.ec.europa.

eu/

https://romania.

representation.ec.europa.

eu/index_ro

https://slovakia.

representation.ec.europa.

eu/

https://slovenia.

representation.ec.europa.

eu/

https://spain.

representation.ec.europa.

eu/

https://sweden.

representation.ec.europa.

eu/

LAND

)

) (

ZUSTANDIGES MINISTERIUM

EUROPAISCHE KOMMISSION — EUROPAISCHES SEMESTER
(LANDERSEITE)

Osterreich

Belgien

Bundesministerium fiir Finanzen

FPS Finances / SPF Finances

Commission)

Kommission: Semester-Dokumente fir Belgien (European

Commission)

29


mailto:Riin.SALUVEER@ec.europa.eu
mailto:Riin.SALUVEER@ec.europa.eu
https://estonia.representation.ec.europa.eu/
https://estonia.representation.ec.europa.eu/
https://estonia.representation.ec.europa.eu/
mailto:terhi.karvinen@ec.europa.eu
mailto:terhi.karvinen@ec.europa.eu
https://finland.representation.ec.europa.eu/
https://finland.representation.ec.europa.eu/
https://finland.representation.ec.europa.eu/
mailto:mikko.vaha-sipila@ec.europa.eu
mailto:mikko.vaha-sipila@ec.europa.eu
mailto:Isabelle.MAQUET@ec.europa.eu
mailto:Isabelle.MAQUET@ec.europa.eu
https://france.representation.ec.europa.eu/
https://france.representation.ec.europa.eu/
https://france.representation.ec.europa.eu/
https://germany.representation.ec.europa.eu/
https://germany.representation.ec.europa.eu/
https://germany.representation.ec.europa.eu/
mailto:Irene.VLACHAKI@ec.europa.eu
mailto:Irene.VLACHAKI@ec.europa.eu
https://greece.representation.ec.europa.eu/
https://greece.representation.ec.europa.eu/
https://greece.representation.ec.europa.eu/
mailto:Vasilis.NIKITAS@ec.europa.eu
mailto:Vasilis.NIKITAS@ec.europa.eu
mailto:liliana.Zugo@ec.europa.eu
mailto:liliana.Zugo@ec.europa.eu
https://hungary.representation.ec.europa.eu/
https://hungary.representation.ec.europa.eu/
https://hungary.representation.ec.europa.eu/
mailto:Tamas.Juhasz@ec.europa.eu
mailto:Tamas.Juhasz@ec.europa.eu
mailto:Henry.ABBOTT@ec.europa.eu
mailto:Henry.ABBOTT@ec.europa.eu
https://ireland.representation.ec.europa.eu/index_en
https://ireland.representation.ec.europa.eu/index_en
https://ireland.representation.ec.europa.eu/index_en
mailto:Salvatore.DE-VITA@ec.europa.eu
mailto:Salvatore.DE-VITA@ec.europa.eu
mailto:Salvatore.DE-VITA@ec.europa.eu
mailto:Francesco.ROSSI-SALVEMINI@ec.europa.eu
mailto:Francesco.ROSSI-SALVEMINI@ec.europa.eu
mailto:Francesco.ROSSI-SALVEMINI@ec.europa.eu
mailto:Roberto.AMORE@ec.europa.eu
mailto:Roberto.AMORE@ec.europa.eu
mailto:Signe.Groza@ec.europa.eu
mailto:Signe.Groza@ec.europa.eu
https://latvia.representation.ec.europa.eu/
https://latvia.representation.ec.europa.eu/
https://latvia.representation.ec.europa.eu/
mailto:Lina.VATENAITE@ec.europa.eu
mailto:Lina.VATENAITE@ec.europa.eu
https://lithuania.representation.ec.europa.eu/
https://lithuania.representation.ec.europa.eu/
https://lithuania.representation.ec.europa.eu/
mailto:Baiba.GRANDOVSKA@ec.europa.eu
mailto:Baiba.GRANDOVSKA@ec.europa.eu
mailto:Baiba.GRANDOVSKA@ec.europa.eu
https://luxembourg.representation.ec.europa.eu/
https://luxembourg.representation.ec.europa.eu/
https://luxembourg.representation.ec.europa.eu/
mailto:Marianne.GRIMA@ec.europa.eu
mailto:Marianne.GRIMA@ec.europa.eu
https://malta.representation.ec.europa.eu/
https://malta.representation.ec.europa.eu/
https://malta.representation.ec.europa.eu/
mailto:Joanna.Smenda-Martyka@ec.europa.eu
mailto:Joanna.Smenda-Martyka@ec.europa.eu
mailto:Joanna.Smenda-Martyka@ec.europa.eu
https://poland.representation.ec.europa.eu/
https://poland.representation.ec.europa.eu/
https://poland.representation.ec.europa.eu/
mailto:Antonio.MALTA-REIS@ec.europa.eu
mailto:Antonio.MALTA-REIS@ec.europa.eu
https://portugal.representation.ec.europa.eu/
https://portugal.representation.ec.europa.eu/
https://portugal.representation.ec.europa.eu/
mailto:Annika.BREIDTHARDT@ec.europa.eu
mailto:Annika.BREIDTHARDT@ec.europa.eu
mailto:Annika.BREIDTHARDT@ec.europa.eu
mailto:Norma.NITESCU@ec.europa.eu
mailto:Norma.NITESCU@ec.europa.eu
https://romania.representation.ec.europa.eu/index_ro
https://romania.representation.ec.europa.eu/index_ro
https://romania.representation.ec.europa.eu/index_ro
mailto:Liana.GORAN@ec.europa.eu
mailto:Liana.GORAN@ec.europa.eu
https://slovakia.representation.ec.europa.eu/
https://slovakia.representation.ec.europa.eu/
https://slovakia.representation.ec.europa.eu/
mailto:Mitja.KOSMRL@ec.europa.eu
mailto:Mitja.KOSMRL@ec.europa.eu
https://slovenia.representation.ec.europa.eu/
https://slovenia.representation.ec.europa.eu/
https://slovenia.representation.ec.europa.eu/
mailto:Eduardo.GOMEZ-CASADO@ec.europa.eu
mailto:Eduardo.GOMEZ-CASADO@ec.europa.eu
mailto:Eduardo.GOMEZ-CASADO@ec.europa.eu
https://spain.representation.ec.europa.eu/
https://spain.representation.ec.europa.eu/
https://spain.representation.ec.europa.eu/
mailto:maya.jolles@ec.europa.eu
mailto:maya.jolles@ec.europa.eu
https://sweden.representation.ec.europa.eu/
https://sweden.representation.ec.europa.eu/
https://sweden.representation.ec.europa.eu/
mailto:Freek.JANMAAT@ec.europa.eu
mailto:Freek.JANMAAT@ec.europa.eu
https://netherlands.representation.ec.europa.eu/
https://netherlands.representation.ec.europa.eu/
https://netherlands.representation.ec.europa.eu/
https://www.bmf.gv.at/en.html
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-austria_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-austria_en?utm_source=chatgpt.com
https://finance.belgium.be/en
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-belgium_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-belgium_en?utm_source=chatgpt.com

Kommission: Semester-Dokumente fiir Bulgarien (European
Commission

Bulgarien MuHmncTepcTBo Ha hrHaHcuTe Niederlande Ministerie van Financién

Commission)

Kommission: Semester-Dokumente fiir olen (European
Commission)

Ministarstvo financija Ministerstwo Finanséw

Commission

, . Kommission: Semester-Dokumente flir Zypern (European
Ymoupyeio OIKOVOUIKWY .
Commission

Kommission: Semester-Dokumente fiir Portugal (European

Portugal Commission)

Ministério das Financas

Tschechische Kommission: Semester-Dokumente fiir die Tschechische Republik

o Kommission: Semester-Dokumente fiir Rumanien (European
(European Commission)

Commission)

Ministerstvo financi

Republik Ministerul Finantelor

0 31

Kommission: Semester-Dokumente fir die Slowakei (European
Commission)

Danemark Finansministeriet

Ministerstvo financii

Commission

Kommission: Semester-Dokumente fiir Estland (European

e Kommission: Semester-Dokumente fiir Slovenien (European
Commission)

Commission)

Rahandusministeerium Ministrstvo za finance

Ministry of Finance — Valtiovarainministerid
(publishes a dedicated European Semester
page).

Ministerio de Hacienda: Ministerio de Asuntos Kommission: Semester-Dokumente fiir Spanien (European

Commission Economicos y Transformacion Digital Commission)

Ministére de 'Economie, des Finances et de la Kommission: Semester-Dokumente fiir Frankriech (European
Souveraineté industrielle et numérique Commission)

Kommission: Semester-Dokumente fiir Schweden. (European

Finansdepartementet .
Commission)

Kommission: Semester-Dokumente fiir Deutschland (European
Commission)

Deutschland

Bundesministerium der Finanzen (BMF)

Ymoupyeio Oikovouikwy / YTroupyeio EBvVIKNAG

Griechenland " 5 - .
Oikovouiag kai OIKOVOUIKWY Commission)

w ) Europaische Union Unabhéngiger
Pénziigvminisztérium Kommission: Semester-Doku.me.nte fir Ungarn (European
renzugyminiszienum Commission) Gewerkschaften (CES')

Avenue des Arts 19AD, 1000 Brussel, Belgien

) Kommission: Semester-Dokumente fiir Irland (European
Department of Finance

Commission) .
www.cesi.org
Kommission: Semester-Dokumente fir Italien (European | nfO @ ces | ) "9

Ministero del’Economia e delle Finanze (MEF) .
Commission)

o ) Verantwortliche Autoren:
Finansu ministrija ' ' Klaus Heeger, Iris Sibilla

Finansy ministerija
PillACT

From Dialogue to Action: implementing the Pillar through

Ministére des Finances . . . .
inclusive partnership entwickelt_

Ministry for Finance : —
Commission)

w


https://www.minfin.bg/en/
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-bulgaria_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-bulgaria_en?utm_source=chatgpt.com
https://mfin.gov.hr/en
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-croatia_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-croatia_en?utm_source=chatgpt.com
https://www.gov.cy/mof/en/
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-cyprus_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-cyprus_en?utm_source=chatgpt.com
https://www.mfcr.cz/en/
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-czechia_en?utm_source=chatgpt.com
https://en.fm.dk/
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-denmark_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-denmark_en?utm_source=chatgpt.com
https://www.fin.ee/en
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-estonia_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-estonia_en?utm_source=chatgpt.com
https://vm.fi/en/ministry
https://vm.fi/en/ministry
https://vm.fi/en/ministry
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-finland_en?prefLang=el&utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-finland_en?prefLang=el&utm_source=chatgpt.com
https://www.economie.gouv.fr/
https://www.economie.gouv.fr/
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-france_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-france_en?utm_source=chatgpt.com
https://www.bundesfinanzministerium.de/Web/EN/Home/home.html
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-germany_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-germany_en?utm_source=chatgpt.com
https://minfin.gov.gr/en/
https://minfin.gov.gr/en/
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-greece_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-greece_en?utm_source=chatgpt.com
https://2015-2019.kormany.hu/en/ministry-for-national-economy
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-hungary_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-hungary_en?utm_source=chatgpt.com
https://www.gov.ie/en/department-of-finance/
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-ireland_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-ireland_en?utm_source=chatgpt.com
https://www.mef.gov.it/en/index.html
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-italy_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-italy_en?utm_source=chatgpt.com
https://www.fm.gov.lv/en
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-latvia_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-latvia_en?utm_source=chatgpt.com
https://finmin.lrv.lt/en/
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-lithuania_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-lithuania_en?utm_source=chatgpt.com
https://mfin.gouvernement.lu/en.html
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-luxembourg_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-luxembourg_en?utm_source=chatgpt.com
https://finance.gov.mt/
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-malta_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-malta_en?utm_source=chatgpt.com
https://www.gov.pl/web/finance
https://commission.europa.eu/publications/2025-european-semester-country-specific-recommendations-commission-recommendations_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/publications/2025-european-semester-country-specific-recommendations-commission-recommendations_en?utm_source=chatgpt.com
https://www.portugal.gov.pt/en/gc23/ministries/finance/about
https://commission.europa.eu/publications/2025-european-semester-country-specific-recommendations-commission-recommendations_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/publications/2025-european-semester-country-specific-recommendations-commission-recommendations_en?utm_source=chatgpt.com
https://mfinante.gov.ro/en/prezentare
https://commission.europa.eu/publications/2025-european-semester-country-specific-recommendations-commission-recommendations_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/publications/2025-european-semester-country-specific-recommendations-commission-recommendations_en?utm_source=chatgpt.com
https://www.mfsr.sk/en/
https://commission.europa.eu/publications/2025-european-semester-country-specific-recommendations-commission-recommendations_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/publications/2025-european-semester-country-specific-recommendations-commission-recommendations_en?utm_source=chatgpt.com
https://www.gov.si/en/state-authorities/ministries/ministry-of-finance/
https://commission.europa.eu/publications/2025-european-semester-country-specific-recommendations-commission-recommendations_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/publications/2025-european-semester-country-specific-recommendations-commission-recommendations_en?utm_source=chatgpt.com
https://www.hacienda.gob.es/en-GB/El%20Ministerio/Paginas/ElMinisterio.aspx
https://portal.mineco.gob.es/es-es/Paginas/default.aspx
https://portal.mineco.gob.es/es-es/Paginas/default.aspx
https://commission.europa.eu/publications/2025-european-semester-country-specific-recommendations-commission-recommendations_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/publications/2025-european-semester-country-specific-recommendations-commission-recommendations_en?utm_source=chatgpt.com
https://www.government.se/government-of-sweden/ministry-of-finance/
https://commission.europa.eu/publications/2025-european-semester-country-specific-recommendations-commission-recommendations_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/publications/2025-european-semester-country-specific-recommendations-commission-recommendations_en?utm_source=chatgpt.com
http://www.cesi.org
mailto:info@cesi.org
https://www.government.nl/ministries/ministry-of-finance
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-netherlands_en?utm_source=chatgpt.com
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/european-semester/european-semester-your-country/european-semester-documents-netherlands_en?utm_source=chatgpt.com
https://www.cesi.org/posts/pillact-from-dialogue-to-action
https://www.cesi.org/posts/pillact-from-dialogue-to-action
https://www.cesi.org/posts/pillact-from-dialogue-to-action

	_Targets_2030.
	_Legislation.
	_Hlk215069552
	_The_European_Semester
	_Recovery_and_Resilience

